
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1019

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 31. März 1983 83. Stück

208. Verordnung: Neufassung der Bemerkungen auf Ursprungserklärungen nach Formblatt APR
209. Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 500 Schilling „Weltcupfinale der Springreiter"
210. Verordnung: Festlegung von Warenkontingenten in der Einfuhr

2 0 8 . Verordnung des Bundesministers für Finanzen vom 7. März 1983 betreffend eine Neufas-
sung der Bemerkungen auf Ursprungserklärungen nach Formblatt APR

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Präferenzzollgesetzes, BGBl. Nr. 487/1981, wird verordnet:

Abweichend von den Bestimmungen der Regel 1 Abs. 1 der Anlage F zum Präferenzzollgesetz wird
festgelegt, daß der Wortlaut der am Vordruck APR angebrachten Bemerkungen auch dem dieser Verord-
nung angeschlossenen Wortlaut in englischer oder französischer Sprache entsprechen kann.
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(Übersetzung)

B E M E R K U N G E N (1982)

1. Länder, welche dieses Formblatt für Zwecke
des Allgemeinen Präferenzsystems (APS) anerken-
nen:

Nähere Einzelheiten über die Bedingungen für
die Zulassung zum APS in diesen Ländern sind von
den hiezu bestimmten Behörden in den Präferen-
zen empfangenden Ausfuhrländern oder von den

Zollbehörden der oben angeführten Präferenzen
gewährenden Länder erhältlich. Eine Informations-
notiz ist auch vom UNCTAD-Sekretariat erhält-
lich.

2. Allgemeine Bedingungen:
Um sich für die Präferenz zu qualifizieren, müssen
die Erzeugnisse

(a) in einem Verzeichnis von Waren, die im
Bestimmungsland der Präferenz teilhaft wer-
den können, enthalten sein.
Die auf dem Formblatt eingetragene
Beschreibung muß genügend detailliert sein,
um eine Nämlichkeitsfeststellung durch den
die Beschau vornehmenden Zollbeamten zu
ermöglichen;

(b) den Ursprungsregeln des Bestimmungslandes
entsprechen.
Jede in einer Sendung enthaltene Ware muß
für sich selbst den Ursprungsregeln entspre-
chen; und

(c) den vom Bestimmungsland festgelegten Ver-
sandregeln entsprechen. Im allgemeinen
müssen Erzeugnisse unmittelbar vom Aus-
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fuhrland in das Bestimmungsland versandt
werden, aber die Durchfuhr durch Transit-
länder vorbehaltlich gewisser Bedingungen
ist zugelassen.

3. In Spalte 7 anzusetzende Eintragungen:
Präferenzerzeugnisse müssen entweder in Überein-
stimmung mit den Regeln des Bestimmungslandes
vollständig erzeugt oder ausreichend be- oder ver-
arbeitet worden sein, um die Erfordernisse der
Ursprungsregeln dieses Landes zu erfüllen.

(a) Vollständig erzeugte Waren: In der Spalte 7
ist der Buchstabe „P" einzutragen.

(b) Ausreichend be- oder verarbeitete Erzeug-
nisse: In der Spalte 7 ist der Buchstabe „W"
einzutragen, gefolgt von der Zolltarifnum-
mer des ausgeführten Erzeugnisses nach der
Nomenklatur des Rates für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens; Bei-
spiel: „W 98.02".

209. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 22. März 1983 über die Aus-

gabe von Scheidemünzen zu 500 Schilling
„Weltcupfinale der Springreiter"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Anläßlich des Weltcupfinales der Springrei-
ter werden ab dem 15. April 1983 Scheidemünzen
zu 500 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
925 Tausendteilen Silber und 75 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 37 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 22,2 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000 nicht
übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

(1) Die eine Seite hat einen Springreiter, der im
Begriff ist, eine Hürde zu übersetzen, und die
Inschrift „F.E.I. WELTCUP DER SPRINGREI-
TER 1983 WIEN" zu zeigen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„500", darunter das Wort „SCHILLING", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „REPUBLIK ÖSTERREICH" zu tra-
gen.

(3) Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat die vertiefte Inschrift „FUENF-
HUNDERT SCHILLING" aufzuweisen.

Salcher

210. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 22. März
1983 über die Festlegung von Warenkontin-

genten in der Einfuhr

Auf Grund des § 13 des Außenhandelsgesetzes
1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 401/1974 wird verordnet:

§ 1. (1) Für die Einfuhr der in der Anlage zu die-
ser Verordnung genannten Waren mit Ursprungs-
oder Lieferland Taiwan werden für die Zeit vom
1. April 1983 bis 31. März 1984 nach Maßgabe der

Anlage Einfuhrkontingente festgelegt. Im Rahmen
dieser Kontingente werden Einfuhrbewilligungen
nach Maßgabe nachstehender Bestimmungen
erteilt.

(2) Abs. 1 gilt nicht
a) für typengebundene Ersatzteile zu importier-

ten Waren taiwanesischen Ursprungs, wenn
nachgewiesen wird, daß sie als Ersatzteile für
diese Waren Verwendung finden;

b) für Arten und Typen von Waren, deren
Nichterzeugung in Österreich nachgewiesen
wird, ausgenommen Schuhe der Tarifnum-
mer 64.02;
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c) für nichtbestickte Gewebe und Gewebereste
der Tarifnummer ex 51.04 A 2, ex 55.09 B
und ex 56.07 B des Zolltarifs, die auf Erlaub-
nisschein zur Herstellung von Stickereien
eingeführt werden oder die aus einem Sticke-
reiveredlungsverkehr als Restmengen zum
freien Verkehr abgefertigt werden, sowie

d) für Gewebe der in der lit. c genannten Tarif-
nummern, wenn nachgewiesen wird, daß das
zur Einfuhr gelangende Gewebe ausschließ-
lich als Leerstoff-Mitlieferung zu Stickereien
verwendet wird.

§ 2. Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1968 unter Berücksichtigung nachstehender
Bestimmungen.

§ 3. (1) Antragstellern, die im Rahmen der mit
Verordnung vom 26. März 1982, BGBl. Nr. 157, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 608/1982
festgesetzten Kontingente Einfuhrbewilligungen
für in der Anlage dieser Verordnung umschriebene
Waren erhalten haben, sind über Antrag Einfuhrbe-
willigungen in Höhe von 100 vH des Wertes der
auf Grund der erteilten Einfuhrbewilligungen nach-
weislich getätigten Einfuhren zu erteilen. Diesen
Personen sind Antragsteller gleichzuhalten, die in
der Zeit vom 1. April 1982 bis 31. März 1983 nach-
weislich auf Grund der erteilten Einfuhrbewilligun-
gen Einfuhren von Schlittschuhen, auch für Eishok-
key, an Schuhen befestigt, aus der Tarifnum-
mer 97.06, mit Liefer- oder Ursprungsland Taiwan
getätigt haben.

(2) Anträge gemäß Abs. 1 müssen bis spätestens
30. September 1983 beim Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie einlangen. Vorbe-
züge, die bis zu diesem Zeitpunkt nicht geltend
gemacht wurden, finden keine Berücksichtigung.

§ 4. (1) Ein Einundzwanzigstel jedes Kontingen-
tes wird auf der Grundlage aller am 15. April 1983
vorliegenden Anträge jener Antragsteller verteilt,
die im Rahmen des mit Verordnung vom 26. März
1982, BGBl. Nr. 157, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 608/1982 festgesetzten entspre-
chenden Kontingentes keine Einfuhren von in der
Anlage zu dieser Verordnung umschriebenen
Waren getätigt haben. Diesen Personen sind
Antragsteller gleichzuhalten, die in der Zeit vom
1. April 1982 bis 31. März 1983 keine Einfuhren
von Schlittschuhen auch für Eishockey, an Schuhen
befestigt, aus der Tarifnummer 97.06, mit Liefer-
oder Ursprungsland Taiwan, getätigt haben. Diese
Anträge finden nur Berücksichtigung, soweit sie
ordnungsgemäß und vollständig sind. Liegen meh-
rere Anträge eines Antragstellers vor, gelten sie für
die Verteilung als ein Antrag. Findet der Gesamt-
wert beziehungsweise die Gesamtmenge dieser

Anträge im Kontingentanteil Deckung, sind sämtli-
che Anträge in voller Höhe zu befriedigen.

(2) Übersteigt der Gesamtwert beziehungsweise
die Gesamtmenge der Anträge die Höhe des ver-
fügbaren Kontingentanteils, so ist der Kontingent-
anteil durch die Zahl der Anträge zu dividieren.
Sodann sind jene Anträge, deren Wert den sich
nach dem ersten Satz ergebenden Quotienten nicht
überschreitet, in voller Höhe zu befriedigen. Der
verbleibende Rest des Kontingentanteils ist neuer-
lich durch die Zahl der verbleibenden Anträge zu
dividieren und Anträge, die in dem sich so ergeben-
den Quotienten Deckung finden, sind zu befriedi-
gen. Überschreiten schließlich sämtliche Anträge
den Quotienten, so ist der Rest des Kontingentan-
teils auf sämtliche Anträge in gleicher Höhe aufzu-
teilen.

(3) Ist der Kontingentanteil auf Grund der erst-
maligen Verteilung nach Abs. 1 nicht erschöpft,
werden nach dem 15. April 1983 einlangende
Anträge ohne Rücksicht darauf, ob der Antragstel-
ler Einfuhren im Rahmen des mit Verordnung vom
26. März 1982, BGBl. Nr. 157, in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 608/1982 festgesetzten
Kontingentes oder in der Zeit vom 1. April 1982 bis
31. März 1983 Einfuhren von Schlittschuhen, auch
für Eishockey, an Schuhen befestigt, aus der Tarif-
nummer 97.06, mit Liefer- oder Ursprungsland
Taiwan, getätigt hat oder nicht, nach Maßgabe des
Datums ihres Einlangens berücksichtigt, bis der
Kontingentanteil erschöpft ist. Liegen mehrere
Anträge vor, die am gleichen Tag eingelangt sind
und die zusammen den noch nicht zugeteilten Rest
des Kontingentanteils übersteigen, ist dieser Rest
nach Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 2 auf
die Antragsteller aufzuteilen.

§ 5. (1) Bewilligungen im Rahmen eines Kontin-
gentes sind nach Ausnützung oder nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer unverzüglich dem Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie zu über-
mitteln.

(2) Wird auf Grund der rückgelangten Bewilli-
gungen festgestellt, daß diese ganz oder teilweise
nicht ausgenützt wurden, ist der nicht ausgenützte
Wert beziehungsweise die nicht ausgenützte
Menge dem betreffenden Kontingent zuzuweisen
und nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 zur Verteilung
zu bringen.

(3) Nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 sind auch jene
Teile eines Kontingentes zu verteilen, die gemäß
§ 3 für Vorbezüge reserviert waren und bis 30. Sep-
tember 1983 nicht geltend gemacht wurden oder
auf die der Anspruchsberechtigte vor diesem Zeit-
punkt verzichtet hat.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1983 in
Kraft.
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Anlage
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